
notwendig sein kann, bei bestim m ten, schwerpunkt- 
artig in Erscheinung tretenden Delikten auf Frei­
heitsstrafen zu erkennen, kom m t es aber doch in  
erster Linie darauf an, solche Schwerpunkte an das 

Licht der Öffentlichkeit zu ziehen und die W erk­
tätigen zu ihrer Überwindung zu mobilisieren. Dazu  
kann die Verhandlung vor erweiterter Öffentlichkeit 
und die breite Auswertung des Prozesses dienen. 
Diese M aßnahm en sind m eist viel wirksam er als 
Freiheitsstrafen.

In der Praxis hat die Beantwortung der Frage, wie  
gute Leistungen des Täters in der Produktion zu  
beurteilen sind, große Bedeutung erlangt. Die Richt­
linie geht davon aus, daß für die Anwendung der  
Strafen ohne Freiheitsentziehung neben der objek­
tiven Schwere der Tat die Persönlichkeit des Täters, 
seine Einstellung zur sozialistischen Arbeit das 
Hauptkriterium , das „Herzstück der gesam ten  
m oralischen Beziehungen in der sozialistischen Ge­
sellschaft“ sind. Sie sind ein wichtiges Indiz für die  
positive Grundeinstellung des Täters zur sozialisti­
schen Gesellschaft, zum  sozialistischen Staat. Für 
nicht arbeitende Täter können solche Indizien in der  
sonstigen positiven gesellschaftlichen Pflichterfül­
lung begründet liegen. Deshalb betont die Richt­
linie, daß die Strafen ohne Freiheitsentziehung  
keineswegs auf berufstätige Täter beschränkt wer­
den dürfen. Die Richtlinie erhebt deshalb die im  
Beschluß des Staatsrats vom  30. Januar 1961 ge­
forderte allseitige Untersuchung aller objektiven  
Um stände und Folgen der Straftat und der Per­
sönlichkeit . des Täters, seiner Entwicklung, seines 
Bewußtseinsstandes und seines gesellschaftlichen 
Verhaltens zu einer für alle Gerichte form ell ver­
bindlichen Anweisung und konkretisiert dam it den  
§ 200 StPO.

Die Leistungen in der Produktion dürfen aber nicht 
zum  einzigen Kriterium  der Beurteilung gem acht 
werden. Diesen Fehler beging z. B . ein Bezirks­
gericht, das in seiner zweitinstanzlichen Entschei­
dung eine vom Kreisgericht ausgesprochene vier- 
m onatige Gefängnisstrafe in eine nicht berechtigte 
bedingte Verurteilung um wandelte. Es lag folgender  
Fall zugrunde: Der Angeklagte hatte unter Alkohol­
einfluß eine Frau niedergeschlagen, so daß sie m it 
schweren Verletzungen in ein Krankenhaus einge­
liefert werden m ußte. Auch ihren Sohn, der ihr zur  
Hilfe geeilt war, hatte der Angeklagte m it Faust­
schlägen m ißhandelt. Bereits vorher war er wegen  
eines überm äßigen Hanges zu alkoholischen Ge­
tränken m it unseren Gesetzen und Regeln der sozia­
listischen M oral in Konflikt gekom m en und 1959 zu  
einer Freiheitsstrafe verurteilt worden. Auch diszi­
plinarische Erziehungsm aßnahm en wegen wieder­
holter Verstöße gegen die Arbeitsdisziplin hatten  
keinen Erfolg. Das Bezirksgericht stützte sich bei 
der Begründung der bedingten Verurteilung jedoch  
einseitig auf die guten Leistungen des Angeklagten  
in der Produktion (Verbesserungsvorschläge m it 
einem  erheblichen Nutzen) und gab dadurch dem  
Kreisgericht eine desorientierende Anleitung.

Eine ähnliche Tendenz zeigte sich bei anderen Ge­
richten darin, daß Zurückverweisungen in das Er­
m ittlungsverfahren ausschließlich zur Nacherm itt­
lung von subjektiven Um ständen erfolgten, obwohl 
auch die weitere Aufklärung der Handlung not­
wendig gewesen wäre. Es besteht also Veranlassung,

vor der Gefahr der einseitigen Betrachtung der sub­
jektiven Um stände zu warnen; denn nicht der Täter, 
sondern die von ihm  begangene Tat ist das aus­
schlaggebende Kriterium  für die Feststellung des 

Grades der Gesellschaftsgefährlichkeit.

Nicht unwesentlich für die Findung der richtigen  
Strafart und dafür, ob die Voraussetzungen für be­
dingte Verurteilung oder öffentlichen Tadel gegeben  
sind, ist auch die volle Ausschöpfung der Hilfe, die  
der Verteidiger des Angeklagten dem  Gericht zu  
leisten verm ag. Durch seinen engen und längeren  
Kontakt m it dem  Angeklagten bekom m t er einen  
tiefen Einblick in sein Leben, in die persönlichen  

und m oralischen Qualitäten, in die Ursachen und  
M otive seines Abgleitens, die für die Gesam t­
beurteilung durch das Gericht von großer Bedeu­
tung sein können. Im  Sinne der Verwirklichung des 
Beschlusses des Staatsrats liegt es, alle gesetzlichen  
M öglichkeiten auszunutzen, die eine qualifiziertere  
M itwirkung des Rechtsanwalts gestatten0 .

Zur Qualität des Urteils

Der M aßstab für die Erfolge in unserer Arbeit ist 
die neue, höhere Qualität des Urteils*  7  8 . Deshalb  
fordert der Vorsitzende des Staatsrats, daß jedes 
Urteil eine exakte Analyse sein soll0 . Die Erfüllung  
dieser Forderung, so sehr sie auch von der Qualität 
des Gerichts abhängen m ag, ist aber nur in dem  
M aße zu erfüllen, wie es gelingt, die Qualität der  
Arbeit im  g e s a m t e n  V e r f a h r e n  auf die 
Höhe der politischen Aufgaben zu heben. Ihre Er­
füllung führt also über die Verbesserung der Er­
m ittlungstätigkeit durch die Untersuchungsorgane  
und die Staatsanwaltschaft. Sowohl der Schluß­
bericht der Volkspolizei als auch die Anklageschrift 
m üssen die Fakten für die gerichtliche Analyse ent­
halten und sie m it vorbereiten helfen.

Für die Gerichte steht im  Vordergrund die Aufgabe, 
wegzukom m en von der schem atischen, oft zusam ­
m enhanglosen Faktenaufzählung im  Urteil. Sie 
m üssen wirklich den dialektischen Prozeß: Ursache —  
W irkung als Einheit aufzeigen. Überwunden wer­
den m uß auch endlich die noch oft anzutreffende  
formale, gar nicht auf die Sache bezogene Lebens­
laufbeschreibung und das M oralisieren in bezug auf 
das Vorleben des Täters. Auch die wörtliche Über­
nahm e von Zitaten aus dem  Beschluß des Staatsrats, 
z. B. über die Notwendigkeit, Ursachen und Hinter­
gründe der Tat aufzudecken, reicht zu seiner Ver­
wirklichung nicht aus. Das Urteil muß dem  An­
geklagten vielm ehr auf diese Fragen eine konkrete 
Antwort geben; es m uß für ihn eine Anleitung  

zu einem  der sozialistischen Gesetzlichkeit und  
M oral entsprechenden Verhalten sein. Deshalb  
darf das Urteil auch nicht mit für die Fest­
stellung der individuellen Schuld des Täters belang­
losen oder gar von ihr ablenkenden Um ständen oder 
Vorkom m nissen belastet werden. Alles für diese 
Frage Unwesentliche gehört —  wenn es sich um  eine

0 vgl. dazu Walter Ulbricht, Zum Beschluß des Staatsrates über 
die weitere Entwicklung der Rechtspflege. NJ 1961 S. 113 ff., 
ferner Wolff, Der Beschluß des Staatsrates und die Aufgaben 
der Rechtsanwaltschaft, NJ 1961 S. 277 ff.
7 vgl. dazu Jahn Petzold, Die weitere Entwicklung der sozia­
listischen Rechtspflege erfordert eine höhere Qualität der 
Rechtsprechung, NJ 1961 S. 116 ff. Es ist notwendig, die Fragen 
des Inhalts der Urteile eingehender zu behandeln, als das hier 
möglich ist.
8 Walter Ulbricht, a. a. O. Diese Forderung gilt gleichermaßen 
für die Schlußberichte der Volkspolizei wie auch für die An­
klageschriften der Staatsanwälte.
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